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Einleitung 

Beschlüsse sind als legitime Form und rechtstechnisches Mittel der Willensbil­
dung eine schlechthin gemeinsame Institution der privatrechtliehen Personenver­
bände1. Sowohl das Beschlußverfahren als auch etwaige Kontrollmechanismen 
i.S.e. Aufhebung bzw. Korrektur fehlerhafter Beschlüsse sind in den einzelnen Ver­
bandsformen unterschiedlich ausgestaltet. Eine eingehende und systematisch ge­
schlossene Regelung enthalten in dieser Hinsicht jedoch nur die§§ 241 ff. AktG2• 

Das Anfechtungsrecht des § 243 AktG ist neben dem Stimmrecht das wirkungs­
vollste Mittel des Aktionärs zur Sicherung seiner Belange3. Wahrend das Stimm­
recht - gleichsam als Ausgleich für seine ansonsten fehlenden Geschäftsführungs­
befugnisse - dem Aktionär eine entscheidende Einflußnahme auf die Verwaltungs­
geschäfte und damit auf den rechtlichen und wirtschaftlichen Aufbau der Aktien­
gesellschaft ermöglicht4 , bezweckt das Anfechtungsrecht nach seiner Ausrichtung 
die Wahrung der gesetz- und satzungsmäßigen Ordnung der AG im Interesse der 
Gesellschaft, der Aktionäre und der Öffentlichkeit5 . Besondere Bedeutung kommt 
ihm dabei im geltenden Recht als Instrument des Minderheitenschutzes zu, denn 
die Geltung des Mehrheitsprinzips in der Hauptversammlung der AG (§ 133 Abs. 1 
AktG) bewirkt den Wegfall der dem Konsensprinzip des Vertragsrechts oder dem 
Einstimmigkeitsgrundsatz des Personengesellschaftsrechts innewohnenden "Rich­
tigkeitsgewähr", die mit der Zustimmung der Betroffenen verbunden ist. Da das 
gesetzliche Leitbild - Gleichrichtung der Aktionärsinteressen und ein am Gesell­
schaftszweck ausgerichtes Handeln der Gesellschafter - häufig nicht verwirklicht 
wird, sind im Beschlußwege getroffene Regelungen nicht mehr allein durch die ih­
nen zugrundeliegende Mehrheit gerechtfertigt. Sie müssen vielmehr einer Inhalts­
kontrolle genügen, die über den Mindeststandard des § 138 Abs. 1 BGB hinaus­
geht. Das Instrument einer solchen Beschlußkontrolle ist für den Minderheitsaktio­
när die Anfechtungsklage6. 

I Vgl. Zöllner, Stimmrechtsmacht, S. II; Noack, S. 3; Nitschke, S. 65; Müller, S. I; K. 
Schmidt, AG 1977, 205. 

2 Ebenso Noack, S. 3, 10; K. Schmidt, FS Stimpel, 217 (220). 

3 V gl. bereits Gadow I Heinichen, § 197 Anm. I. 
4 Vgl. Golega, S. 2. 

s Vgl. Staudinger-Coing, Anm. 12 vor§ 32; GK-AG/Schilling, § 243 Anm. 2; s. auch 
Markou, S 77. 

6 Geßler/Hefermehi-Hüffer, § 243 Rnn. 40, 41; vgl. auch Wiedemann, Bd.l, § 811. 



16 Einleitung 

Der Rechtsnatur und Herkunft nach ist das Anfechtungsrecht ein allgemeines In­
stitut des Korporationsrechts und beruht auf der körperschaftlichen Struktur der 
AG7 • Seine heutige Ausgestaltung entspricht deren Charakter als einer Vereinigung 
von Personen, die aufgrunddes Gesetzes und der Satzung zur Verfolgung eines be­
stimmten Zwecks zusammengeschlossen sind8. 

Beim aktienrechtlichen Anfechtungsrecht handelt es sich um ein vergleichswei­
se junges Rechtsinstitut. Der Gesetzgeber nahm sich seiner normativen Regelung 
erstmals in Gestalt der Aktienrechtsnovelle von 1884 an. Dies bedeutet jedoch kei­
neswegs, daß damit ein absolutes Novum geschaffen wurde; genauso wenig, wie 
die Aktiengesellschaft selbst als Organisationsform erst mit ihrer gesetzlichen Aus­
gestaltung im Code de commerce von 1807 bzw. im deutschen Recht durch das 
Aktiengesetz von 1843 zur Entstehung gelangte. 

Die vorliegende Arbeit hat zum Ziel, die Entstehung und Entwicklung des An­
fechtungsrechts anhand der Willensbildungs- und Entscheidungsprozesse in den 
Aktiengesellschaften - bzw. ihren möglichen historischen Vorläufern hauptsäch­
lich seit dem 15. Jahrhundert - zu untersuchen. Sie darf dabei freilich nicht der 
bloßen Suche nach dem Begriff der "Anfechtung" im heutigen Sinne verhaftet 
bleiben, denn jedweder Fachterminus erhält erst durch seinen Entstehungszusam­
menhang, Gebrauch, Zweck und ein historisch bedingtes Wortverständnis einen 
spezifischen Inhalt; er wird durch den Kontext determiniert, in dem er gebraucht 
und für den er verwandt wird9. Vorschnell wäre es daher auch, die institutionellen 
Voraussetzungen der Entwicklung des Anfechtungsrechts allein am Charakter von 
Gesellschaften als "Verein" bzw. "Handels-" oder "Kapitalgesellschaft" festzuma­
chen. Entscheidend ist hierfür vielmehr 

- das Vorliegen einer Verbandsorganisation, 

- das Unterworfensein von Mitgliedern unter die Mehrheitsentscheidung eines Or-
gans sowie 

- das Vorhandensein eines geeigneten Beklagten, 

wobei allerdings keines der genannten Merkmale begriffsnotwendig für die Her­
ausbildung von Anfechtungsklagen ist10• Daher werden zunächst die Organisati­
onsstrukturen der vorgenannten Gesellschaften einer Betrachtung im Hinblick auf 
das etwaige Vorhandensein einer Gesellschafterversammlung als maßgebendes Be­
schlußfassungsgremium unterzogen, um anschließend anhand der ihr zugeordneten 
Entscheidungskompetenzen die Ausgestaltung des Beschlußfassungsverfahrens 
(Stimmrecht etc.) herauszuarbeiten. Dabei gilt das Augenmerk besonders den Mo-

7 So bereits Lehmann, Archiv für bürgerl. Recht 9 (1894), 297 (383); vgl. auch Staudin-
ger-Coing, § 32 Anm. 21. 

R Markou, S. 75. 

9 Vgl. Kühnreich, S. 35 f. 

1o Vgl. K. Schmidt, FS Stimpel, 217 (231 f.). 
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dalitäten und Voraussetzungen einer wirksamen Beschlußfassung einschließlich 
der Mehrheitsverhältnisse, um letztendlich der Frage nach einer Überprütbarkeit 
der Entscheidungstindung sowohl in materieller als auch in prozessualer Hinsicht 
nachgehen zu können. 

2 Emmerich 


